
B 1612

2002München, den 31. JuliNr. 17

25.  7.2002 Gesetz zur Einführung Integrierter Leitstellen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
215–6–1–I, 215–5–1–1–I, 215–3–1–I

25.  7.2002 Gesetz zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
2024–1–I

25.  7.2002 Gesetz zur Änderung des Sparkassengesetzes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
2025–1–I

25.  7.2002 Gesetz zur Änderung des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen und des
Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes . . . . . . . . . . . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

2230–1–1–UK, 2230–7–1–UK

25.  7.2002 Gesetz zur Änderung wohnungsbaurechtlicher Vorschriften . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
2330–18–I, 2330–6–I

25.  7.2002 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfah-
rensgesetzen des Bundes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

300–1–1–J

25.  7.2002 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung der Bayerischen Landesbank Girozentrale . . . . .  
726–6–F

14.  7.2002 Bekanntmachung des Abkommens zur Änderung des Abkommens über die Errichtung und Finan-
zierung des Instituts für medizinische und pharmazeutische Prüfungsfragen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

2122–4–G

21.  7.2002 Bekanntmachung über das In-Kraft-Treten des Sechsten Staatsvertrages zur Änderung des Rundfunk-
staatsvertrages, des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages und des Mediendienste-Staatvertrages
(Sechster Rundfunkänderungsstaatsvertrag) . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

2251–6–S, 2251–15–S, 2251–10–S

16.  7.2002 Verordnung zur Änderung der Verordnung über das Landesentwicklungsprogramm Bayern . . . . . . . . .
230–1–5–U

25.  7.2002 Verordnung zur Änderung der Verordnung über Zuständigkeiten im Ordnungswidrigkeitenrecht . . . .
454–1–I

7.  7.2002 Verordnung zur Sicherstellung der Personalvertretung om Kommunalunternehmen „Kreiskliniken 
Altötting/Burghausen“ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

2035–49–I

7.  7.2002 Verordnung zur Änderung der Zuständigkeitsverordnung im Bauwesen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
2130–3–I

15.  7.2002 Verordnung über das Trennungsgeld der Beamten und Richter (Bayerische Trennungsgeldverordnung –
BayTGV) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

2032–5–3–F

17.  7.2002 Verordnung zur Änderung der Verordnung über das maschinell geführte Handels-, Genossenschafts-,
Partnerschafts- und Vereinsregister . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

315–6–J

317

SeiteDatum I n h a l t

318

324

322

326

331

332

337

340

341

342

344

345

346

351

329



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 17/2002332

762–6–F

Gesetz
zur Änderung des

Gesetzes über die Errichtung
der Bayerischen Landesbank Girozentrale

Vom 25. Juli 2002

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgen-
de Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht
wird:

§ 1

Das Gesetz über die Errichtung der Bayerischen
Landesbank Girozentrale (BayRS 762–6–F), geändert
durch § 56 des Gesetzes vom 24. April 2001 (GVBl 
S. 140), wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift des Gesetzes erhält folgende Fas-
sung:

„Gesetz über die Bayerische Landesbank (Bayeri-
sches Landesbank-Gesetz – BayLBG)“

2. Art. 1 und Art. 2 erhalten folgende Fassung:

„Art. 1
Rechtsform

(1) Die Bayerische Landesbank ist eine rechts-
fähige Anstalt des öffentlichen Rechts mit dem Sitz
in München.

(2) Innerhalb der Bank bestehen als rechtlich
unselbständige Anstalten die Bayerische Landes-
bodenkreditanstalt, Anstalt der Bayerischen Lan-
desbank, als ein Organ der staatlichen Wohnungs-
politik, und die Bayerische Landesbausparkasse,
Anstalt der Bayerischen Landesbank, deren Auf-
gabe das Bausparkassengeschäft ist.

(3) Ausgliederung, Abspaltung und Verschmel-
zung der Bayerischen Landesbausparkasse:

1. Die Bank kann die Bayerische Landesbauspar-
kasse durch Beschluss ihrer Generalversamm-
lung unter Gesamtrechtsnachfolge als öffent-
lich-rechtliche Anstalt ausgliedern oder ab-
spalten. Ausgliederung und Abspaltung sind
Umwandlungen nach § 1 Umwandlungsgesetz,
auf die dessen Vorschriften ergänzend anzu-
wenden sind, soweit dieses Gesetz, die Satzung
der Bank oder die Aufsichtsbehörde nicht etwas
anderes bestimmen. Ausgliederung und Ab-
spaltung bedürfen der Zustimmung des Frei-
staates Bayern und des Sparkassenverbands
Bayern und der Genehmigung der Aufsichts-
behörde. Bestehende Rechte der Bausparer sind
zu wahren. Art. 4 gilt entsprechend. Mit Be-
schluss nach Satz 1 ist auch ein vorläufiger Ver-
waltungsrat zu bestellen, der die Geschäftslei-
ter der Bausparkasse ernennt und mit Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde deren Satzung er-

lässt oder ändert. Sollten weitere Rechtshand-
lungen erforderlich sein, für die kein eigenes Or-
gan vorhanden ist, kann insoweit die Aufsichts-
behörde tätig werden. Solange keine anderen
Bestimmungen getroffen sind, übt die für die
Bank zuständige Aufsichtsbehörde die Aufsicht
über die Bausparkasse aus. Art. 19 Abs. 1 und 2
gelten entsprechend.

2. Die Bayerische Landesbausparkasse kann sich
unter Gesamtrechtsnachfolge mit öffentlich-
rechtlichen Bausparkassen anderer Länder ver-
schmelzen. Nummer 1 Sätze 1 bis 7 gelten ent-
sprechend. Näheres, wie das Verschmelzungs-
verfahren, die Ausgestaltung der Aufsicht, die
Errichtung von Niederlassungen und die Rech-
nungsprüfung ist bei Bedarf durch Verwal-
tungsvereinbarung der betroffenen Länder so-
wie durch Satzung der vereinigten Bausparkas-
se zu regeln.

Art. 2
Aufgaben

(1) 1Die Bank hat insbesondere die Aufgaben ei-
ner Staatsbank sowie einer Kommunal- und Spar-
kassenzentralbank. 2Sie hat durch ihre Geschäfts-
tätigkeit den Freistaat Bayern und seine kommu-
nalen Körperschaften einschließlich der Sparkas-
sen in der Erfüllung öffentlicher Aufgaben, insbe-
sondere der Strukturförderaufgaben, zu unter-
stützen.

(2) Zu den Aufgaben der Bank gehört auch die
Ausgabe von Pfandbriefen, Kommunalschuldver-
schreibungen, Landesbodenbriefen und sonstigen
Schuldverschreibungen sowie die Begründung
von Schuldbuchforderungen.

(3) 1Die Bank kann alle Arten von Bank- und Fi-
nanzdienstleistungsgeschäften betreiben sowie
alle sonstigen Geschäfte, die der Bank dienen. 2Die
Geschäfte der Bank sind nach kaufmännischen
Grundsätzen unter Beachtung ihres öffentlichen
Auftrags zu führen.

(4) 1Die Bank kann zur Wahrnehmung ihrer
Aufgaben und Geschäfte Unternehmen oder Be-
teiligungen daran erwerben oder veräußern, sich
an Verbänden beteiligen sowie eigene selbständige
Einrichtungen errichten. 2Die Beteiligung an Ge-
sellschaften des privaten Rechts unter Übernahme
von Haftungsverpflichtungen bedarf der Zustim-
mung der Generalversammlung, die Beteiligung
an Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten
des öffentlichen Rechts als Gewährträger bedarf
zusätzlich der Zustimmung des Freistaates Bayern



und des Sparkassenverbands Bayern. 3Die Sat-
zung kann weitere Zustimmungsvorbehalte re-
geln.“

3. Es wird folgender neuer Art. 3 eingefügt:

„Art. 3
Trägerschaft, Beleihungsermächtigung

(1) 1Träger der Bayerischen Landesbank sind
der Freistaat Bayern und der Sparkassenverband
Bayern. 2Der Freistaat Bayern und der Sparkas-
senverband Bayern können die Trägerschaft an
der Bank auf eine juristische Person des Pri-
vatrechts durch öffentlich-rechtlichen Vertrag
übertragen (Beleihung). 3Im Rahmen dieses Belei-
hungsvertrags ist auch die Übertragung der Antei-
le am Grundkapital der Bank zu regeln. 4Die Belei-
hung mit der Trägerschaft und die Übertragung
der Anteile am Grundkapital der Bank lassen die
in Art. 4 geregelte Haftung unberührt. 

(2) Die Trägerschaft an der Bayerischen Lan-
desbank ist mit den nachfolgenden Aufgaben, Be-
fugnissen und Verpflichtungen verbunden:

1. Der Träger fördert die Aufgaben der Bank zur
Stärkung ihrer Wettbewerbsfähigkeit und ihres
öffentlichen Auftrags,

2. der Träger hat die Befugnis, die Aufgaben der
Bank zu bestimmen, soweit sie nicht bereits
durch Gesetz oder Satzung festgelegt sind,

3. der Träger hält die Beteiligung am Grundkapi-
tal und hat das Recht auf Gewinnausschüttung,

4. dem Träger ist das Vermögen der Bank insge-
samt zugeordnet einschließlich des Anspruchs
auf einen Liquidationserlös,

5. der Träger hat ein Besetzungsrecht für den Ver-
waltungsrat und die Generalversammlung der
Bank nach Maßgabe dieses Gesetzes.

(3) 1Der Freistaat Bayern und der Sparkassen-
verband Bayern stellen sicher, dass die Bank ihre
Aufgaben erfüllen kann. 2Dies gilt auch im Fall des
Absatzes 1 Satz 2.“

4. Der bisherige Art. 3 wird aufgehoben.

5. Art. 4, 5 und 6 erhalten folgende Fassung:

„Art. 4
Gewährträgerhaftung

(1) Die Gewährträger der Bank sind der Frei-
staat Bayern und der Sparkassenverband Bayern.

(2) 1Für die Verbindlichkeiten der Bank haften
die Gewährträger als Gesamtschuldner, im Innen-
verhältnis entsprechend ihren Kapitalanteilen.
2Die Gewährträger können aus der Haftung nach
Satz 1 erst in Anspruch genommen werden, wenn
und soweit eine Befriedigung aus dem Vermögen
der Bank nicht zu erlangen ist. 3Die bayerischen
Sparkassen haften dem Sparkassenverband Bay-
ern für die Erfüllung der Verbindlichkeiten der
Bank.

Art. 5
Grundkapital

Die Höhe des Grundkapitals der Bank wird
durch die Satzung bestimmt.

Art. 6
Organe

Organe der Bank sind der Vorstand, der Verwal-
tungsrat und die Generalversammlung.“

6. Art. 7 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Der Vorstand besteht aus dem vorsitzenden
Mitglied (Vorstandsvorsitzender), einem dieses
vertretenden Mitglied (stellvertretender Vor-
standsvorsitzender) und weiteren ordentlichen
oder stellvertretenden Mitgliedern.“

7. Art. 8 wird wie folgt geändert:

a) Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„(2) 1Der Verwaltungsrat besteht vorbehalt-
lich der Regelung in Absatz 3 aus zehn Mitglie-
dern. 2Ihm gehören je fünf Vertreter des Frei-
staates Bayern und des Sparkassenverbands
Bayern an. 3Er setzt sich zusammen aus

1. dem Staatsminister der Finanzen,

2. dem Staatsminister des Innern,

3. je einem Vertreter der Staatsministerien der
Finanzen, des Innern und für Wirtschaft, Ver-
kehr und Technologie und

4. dem 1. Präsidenten des Sparkassenverbands
Bayern, 

5. dem Geschäftsführenden Präsidenten des
Sparkassenverbands Bayern,

6. dem Vorsitzenden des Fachbeirats des Spar-
kassenverbands Bayern (Landesobmann der
bayerischen Sparkassen),

7. einem Vorstandsmitglied einer bayerischen
Sparkasse und

8. einem Vertreter der bayerischen kommuna-
len Spitzenverbände. 

4Für jedes Verwaltungsratsmitglied kann ein
Stellvertreter bestellt werden. 5Die Mitglieder
nach Satz 3 Nr. 3 und ihre Stellvertreter sowie
die Stellvertreter der Mitglieder nach Satz 3
Nrn. 1 und 2 bestellt auf Vorschlag der Stellen,
die sie vertreten, das Staatsministerium der Fi-
nanzen. 6Die Mitglieder nach Satz 3 Nrn. 7 und
8 und ihre Stellvertreter sowie die Stellvertreter
der Mitglieder nach Satz 3 Nrn. 4 bis 6 werden
vom Sparkassenverband Bayern bestellt.

(3) Im Fall der Beleihung einer juristischen
Person des Privatrechts mit der Trägerschaft an
der Bank gemäß Art. 3 Abs. 1 kann der beliehe-
ne Träger nach Maßgabe der Satzung bis zu vier
weitere Mitglieder sowie ihre Stellvertreter be-
stellen.“
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b) In Absatz 4 werden die Worte „ein vom Bayeri-
schen Sparkassen- und Giroverband nach Maß-
gabe seiner Satzung zu bestimmendes Mitglied
des Verwaltungsrats“ durch die Worte „der Ge-
schäftsführende Präsident des Sparkassenver-
bands Bayern“ ersetzt.

c) Es wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Art. 10 Abs. 7 Satz 1 gilt entsprechend.“

8. Art. 9 und 10 erhalten folgende Fassung:

„Art. 9
Ausschüsse des Verwaltungsrats

1Der Verwaltungsrat kann beratende oder be-
schließende Ausschüsse bilden. 2Das Nähere über
Zusammensetzung, Aufgaben und Geschäftsgang
der Ausschüsse regelt die Satzung.

Art. 10
Generalversammlung

(1) Die Generalversammlung beschließt über

1. Änderungen der Satzung einschließlich Maß-
nahmen zur Veränderung des Grundkapitals,

2. die Verwendung des Bilanzgewinns und die
Deckung eines Bilanzverlustes,

3. die Bestellung der Abschlussprüfer auf Vor-
schlag des Verwaltungsrats,

4. die Entlastung des Vorstands auf Vorschlag des
Verwaltungsrats,

5. die Entlastung des Verwaltungsrats,

6. die Festsetzung der Vergütung für die Mitglie-
der der Generalversammlung und die Mitglie-
der des Verwaltungsrats.

(2) 1Die Generalversammlung besteht vorbe-
haltlich der Regelungen in den Absätzen 3, 4 und 7
aus

1. dem Staatsminister der Finanzen,

2. dem Staatsminister des Innern,

3. dem 1. Präsidenten des Sparkassenverbands
Bayern,

4. dem Geschäftsführenden Präsidenten des Spar-
kassenverbands Bayern,

5. 17 weiteren Vertretern des Freistaates Bayern
und

6. dem Landesobmann der bayerischen Sparkas-
sen und 16 weiteren Vertretern des Sparkassen-
verbands Bayern. 

2Für jedes Mitglied der Generalversammlung
kann ein Stellvertreter bestellt werden. 3Die Mit-
glieder nach Satz 1 Nr. 5 und ihre Stellvertreter so-
wie die Stellvertreter der Mitglieder nach Satz 1
Nrn. 1 und 2 bestellt das Staatsministerium der Fi-
nanzen. 4Die Mitglieder nach Satz 1 Nr. 6 und ihre

Stellvertreter sowie die Stellvertreter der Mitglie-
der nach Satz 1 Nrn. 3 und 4 werden vom Sparkas-
senverband Bayern bestellt.

(3) 1Im Fall der Beleihung einer juristischen
Person des Privatrechts mit der Trägerschaft an
der Bank gemäß Art. 3 Abs. 1 setzt sich die Gene-
ralversammlung abweichend von Absatz 2 nach
Maßgabe der folgenden Sätze zusammen. 2Der Ge-
neralversammlung gehören kraft Amts die in Ab-
satz 2 Nrn. 1 bis 4 genannten Personen sowie der
Landesobmann der bayerischen Sparkassen an.
3Der Freistaat Bayern entsendet acht weitere Mit-
glieder und der Sparkassenverband Bayern sieben
weitere Mitglieder in die Generalversammlung.
4Der beliehene Träger entsendet insgesamt 18 wei-
tere Mitglieder in die Generalversammlung. 5Für
jedes Mitglied der Generalversammlung kann ein
Stellvertreter bestellt werden.

(4) 1Ein Entsendungsberechtigter kann weniger
Mitglieder in die Generalversammlung entsenden
als ihm nach Absatz 2 oder Absatz 3 zustehen wür-
den und stattdessen einzelne Mitglieder mit ent-
sprechenden Mehrfachstimmrechten ausstatten.
2Ein Mitglied der Generalversammlung kann
höchstens mit einem Dreifachstimmrecht ausge-
stattet werden. 

(5)Mitglieder der Generalversammlung und de-
ren Stellvertreter können gleichzeitig auch dem
Verwaltungsrat angehören.

(6)1Art. 8 Abs. 4 gilt mit der Maßgabe entspre-
chend, dass nicht die gleiche Person sowohl den
Vorsitz im Verwaltungsrat wie auch in der Gene-
ralversammlung innehat. 2Art. 8 Abs. 5 gilt ent-
sprechend.

(7)1Das Nähere über die Zusammensetzung und
den Geschäftsgang der Generalversammlung re-
gelt die Satzung. 2Eine Änderung der Anzahl der
Sitze durch die Satzung ist zulässig; im Fall des
Absatzes 3 Satz 1 gilt dies jedoch nur mit der Maß-
gabe, dass die Anzahl der Sitze gemäß Absatz 3
Sätze 2 und 3 die Anzahl der Sitze gemäß Absatz 3
Satz 4 übersteigt.“

9. Art. 12 wird aufgehoben.

10. Art. 13 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 Halbsatz 1 erhält folgende Fassung:

„Vom Jahresüberschuss sind mindestens 25 v.H.
einer gesetzlichen Rücklage zuzuführen, bis
diese den zehnten Teil oder einen in der Satzung
bestimmten höheren Teil des Grundkapitals er-
reicht;”

b) Es wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Im Fall einer Beleihung nach Art. 3 Abs. 1 gilt
Satz 3 entsprechend für Gewinnausschüttun-
gen des beliehenen Trägers an den Freistaat
Bayern.“

11. Art. 14 erhält folgende Fassung: 

„Art. 14
Schuldverschreibungen

Namensschuldverschreibungen der Bank sind
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keine Schuldverschreibungen im Sinn von Art. 24
Abs. 1 des Gesetzes zur Ausführung des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs und anderer Gesetze (BayRS
400–1–J), geändert durch Art. 6 Abs. 2 des Gesetzes
vom 11. Juli 1998 (GVBl S. 414).“

12. Art. 15 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Art. 14“ durch
die Worte „das Gesetz über die Pfandbriefe
und verwandten Schuldverschreibungen
öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten vom
9. September 1998 (BGBl I S. 2772) in seiner
jeweiligen Fassung“ ersetzt; die Satzbe-
zeichnung 1 entfällt.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Absatz 3 Satz 1 Nr. 4 wird aufgehoben.

13. Art. 16 wird aufgehoben.

14. Art. 18 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Änderungen der Satzung der Bank bedür-
fen der Genehmigung durch die Aufsichtsbehör-
de.”

15. Art. 19 erhält folgende Fassung:

„Art. 19
Aufsicht

(1) 1Die Rechtsaufsicht über die Bank führen die
Staatsministerien der Finanzen und des Innern
(Aufsichtsbehörde). 2Die Aufsichtsbehörde kann
alle erforderlichen Anordnungen treffen, um den
Geschäftsbetrieb der Bank im Einklang mit den
Gesetzen, der Satzung und den sonstigen Vor-
schriften zu erhalten.

(2) 1Die Aufsichtsbehörde kann zur Erfüllung
ihrer Aufgaben die gesamten Geschäftsunterlagen
jederzeit einsehen und prüfen, Auskünfte verlan-
gen, an den Verhandlungen der Generalversamm-
lung und des Verwaltungsrats und seiner Aus-
schüsse mit beratender Stimme teilnehmen sowie
die Einberufung dieser Gremien verlangen. 2Die
durch die Führung der Aufsicht entstehenden Kos-
ten werden der Staatskasse durch die Bank ersetzt.

(3) 1Im Fall des Art. 3 Abs. 1 Satz 2 führt die Auf-
sichtsbehörde zugleich die Fachaufsicht über den
beliehenen Träger. 2Sie kann ihm für die Wahrneh-
mung seiner Aufgaben und Befugnisse nach Art. 3
Abs. 2 Weisungen erteilen. 3Absatz 2 gilt entspre-
chend.“

16. Art. 20 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Die Rechte gemäß § 53 des Gesetzes über die
Grundsätze des Haushaltsrechts des Bundes und
der Länder vom 19. August 1969 (BGBl I S. 1273),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. August 1998
(BGBl I S. 2512), in der jeweils geltenden Fassung
übt die Bank aus.“

17. In Art. 22 Satz 1 wird das Wort „Girozentrale“ ge-
strichen. 

18. Art. 23 wird aufgehoben.

§ 2

Überleitungsregelung für die Gremien der Bank

Der bisherige Verwaltungsrat und seine Ausschüsse
nehmen die Aufgaben des neu zu bildenden Verwal-
tungsrats und der Generalversammlung bis zu deren
Neubildung, längstens jedoch bis zum Ablauf von drei
Monaten ab In-Kraft-Treten dieses Gesetzes wahr.

§ 3

Neubekanntmachungsermächtigung

Das Staatsministerium der Finanzen wird ermäch-
tigt, das Gesetz über die Bayerische Landesbank
(Bayerisches Landesbank-Gesetz – BayLBG) mit neu-
er Artikelfolge neu bekannt zu machen und dabei Un-
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

§ 4

1Dieses Gesetz tritt am 1. August 2002 in Kraft.
2§ 1 Nr. 3 (Art. 3 Abs. 3) erhält ab 19. Juli 2005 folgende
Fassung:

„(3) 1Der Träger unterstützt die Bank bei der Erfül-
lung ihrer Aufgaben mit der Maßgabe, dass ein An-
spruch der Bank gegen den Träger oder eine sonstige
Verpflichtung des Trägers, der Bank Mittel zur Verfü-
gung zu stellen, nicht besteht. 2Die Bank haftet für ih-
re Verbindlichkeiten mit ihrem gesamten Vermögen.
3Die Haftung des Trägers der Bank ist auf das sat-
zungsmäßige Kapital beschränkt. 4Im Fall des Absat-
zes 1 Satz 2 unterstützen der Freistaat Bayern und der
Sparkassenverband Bayern den beliehenen Träger bei
der Erfüllung seiner Aufgaben nach Satz 1.“

3§ 1 Nr. 4 (Art. 4) erhält ab 19. Juli 2005 folgende Fas-
sung:

„Art. 4
Haftung des Freistaates Bayern 

und des Sparkassenverbands Bayern

(1) 1Der Freistaat Bayern und der Sparkassenver-
band Bayern haften für die Erfüllung sämtlicher am
18. Juli 2005 bestehenden Verbindlichkeiten der Bank.
2Für solche Verbindlichkeiten, die bis zum 18. Juli 2001
vereinbart waren, gilt dies zeitlich unbegrenzt; für da-
nach bis zum 18. Juli 2005 vereinbarte Verbindlichkei-
ten nur, wenn deren Laufzeit nicht über den 31. De-
zember 2015 hinausgeht.

(2) Der Freistaat Bayern und der Sparkassenver-
band Bayern werden ihren Verpflichtungen aus der
Gewährträgerhaftung gegenüber den Gläubigern der
bis zum 18. Juli 2005 vereinbarten Verbindlichkeiten
umgehend nachkommen, sobald sie bei deren Fällig-
keit ordnungsgemäß und schriftlich festgestellt haben,
dass die Gläubiger dieser Verbindlichkeiten aus dem
Vermögen der Bank nicht befriedigt werden können.

(3) Verpflichtungen der Bank auf Grund eigener Ge-
währträgerhaftung oder vergleichbarer Haftungszu-
sage oder einer durch die Mitgliedschaft in einem
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Sparkassenverband als Gewährträger vermittelten
Haftung sind vereinbart und fällig im Sinn der Absät-
ze 1 und 2 in dem gleichen Zeitpunkt wie die durch ei-
ne solche Haftung gesicherte Verbindlichkeit.

(4) 1Der Freistaat Bayern und der Sparkassenver-
band Bayern haften als Gesamtschuldner, im Innen-
verhältnis entsprechend ihren Kapitalanteilen. 2Die
bayerischen Sparkassen haften dem Sparkassenver-
band Bayern für die Erfüllung der Verbindlichkeiten
der Bank nach Absatz 1.“

München, den 25. Juli 2002

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund S t o i b e r
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